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1 4. SEP. ZOZO 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

·. 1 n dem Rechtsstreit

Prozessbevollmäctitigte/r: · Rechtssekretäre R. Oechsle u; a., DGB · 

- Kläger -

Rechtsschutz GmbH, Rechtsstetle Pirmasens, 
Alleestraße 58, 66953 Pirmasens 

,gegen_ 

- Beklagte -

hat die 19. Kammer des Sozialgerichts Speyer am 31. August ·2020 ohne 
mündliche Verhandlung durch 

', 

die Richterin am Sozialgericht .... die 
ehrenamtliche Richterin Frau .....den 
ehrenamtlichen Richter Herr. ....

für Recht erkannt: 



:; 
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1. Der Bescheid der Beklagten vom 22.05.2017 in Gestalt des

Widerspruchsbescheides vom 20.12.2018 wird aufgehoben.

2. Die Beklagte wird verurteilt, dem Kläger Krankengeld auch für die Zeit vom

25.04.2017 bis zum 01.05.2017 auszuzahlen.

3. Die Beklagte hat dem Kläger dessen notwendige außergerichtliche Kosten

zu erstatten.

4. Die Berufung sowie die Revision unter Umgehung der Berufungsinstanz

werden zugelassen.

Tatbestand 

Der Kläger begehrt von der Beklagten die Gewährung von weiterem Krankengeld 

(KG) für die Zeit vom 25.04.2017 bis zum 01.05.2017. 

Der 1967 geborene Kläger erkrankte am 16.02.2017 arbeitsunfähig und erhielt bis 

zum 29.03.2017 Entgeltfortzahlung durch seinen Arbeitgeber. 

Mit Schreiben vom 30.03.2017 teilte die Beklagte dem Kläger mit, dass er 

aufgrund seiner Arbeitsunfähigkeit (AU) Krankengeld erhalte. Es ergebe sich ab 

dem 30.03.2017 ein Zahlbetrag von 55,41 Euro (brutto) bzw. 48,68 Euro (netto). 

Nachdem . der behandelnde Hausarzt Dr. M. dem Kläger zuletzt am 

18.04.2017 eine voraussichtlich bis zum 24.04.2017 fortbestehende AU attestiert 

hatte, stellte er am 24.04.2017 eine weitere Folgebescheinigung aus, in der er 

angab, der Kläger sei voraussichtlich bis zum 02.05.2017 weiter arbeitsunfähig. 

Am 02.05.2017 stellte Dr. M. dem Kläger eine Endbescheinigung zum 

02.05.2017 aus. 
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Die Beklagte beantragt schriflsätzlich, 

die Klage abzuweisen. 

Zur Begründung nimmt sie Bezug auf die angefochtene Verwaltungsentscheidung. 

Die Meldung der AU sei an keine bestimmte Form gebunden. Es genüge hierfür 

auch eine mündliche, per Telefon oder Fax oder Mail übermittelte Meldung oder 

auch per B. Service-App. Der Versicherte habe dafür zu sorgen, dass die 

Meldung die Krankenkasse zuverlässig erreiche. Die Einstellung der KG-Zahlung 

sei keine Aufhebung eines Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung. Die (nicht 

erforderliche) Anhörung des Klägers sei gleichwohl am 16.11.2017 telefonisch 

nachgeholt worden. 

Zur Ergänzung des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der Gerichtsakte 

und der beigezogenen Verwaltungsakte der Beklagten Bezug ·genommen. 

Entscheidungsgründe 

Das Gericht konnte gemäß § 124 Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) ohne 

mündliche Verhandlung über den Rechtsstreit durch Urteil entscheiden, da die 

Beteiligten ihr Einverständnis hierzu erteilt haben. 

Die im Hinblick auf das Begehren des Klägers als kombinierte Anfechtungs- und 

Leistungsklage gemäß§ 54 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 i.V.m. Abs. 4 SGG auszulegende 

Klage ist zulässig und begründet. 

Der Kläger hat dem Grunde nach (§ 130 SGG) einen Anspruch auf Auszahlung 

von weiterem Krankengeld für die Zeit vom 25.04.2017 bis zum 01.05.2017. Der 

Bescheid der Beklagten vom 22.05.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides 

vom 20.12.2018 ist rechtswidrig und verletzt den Kläger in seinen Rechten. Er war 
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II. Erläuterungen zur Prozesskostenhilfe

Für die Revision vor dem Bundessozialgericht kann ein Beteiligter Prozesskostenhilfe zum Zwecke 
der Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragen. 

Der Antrag kann von dem Beteiligten persönlich gestellt werden; er ist beim Bundessozialgericht 
schriftlich oder in' elektronischer Form (s.o.) einzureichen oder mündlich vor dessen 
Geschäftsstelle zu Protokoll zu erklären .. 

Dem Antrag sind eine Erklärung des Beteiligten über seine persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse (Familienverhältnisse, Beruf, Vermögen, Einkommen und Lasten) sowie 
entsprechende Belege beizufügen; hierzu ist der für die Abgabe der Erklärung 
vorgeschriebene Vordruck zu benutzen. Der Vordruck ist kostenfrei bei allen Gerichten 
erhältlich. Er kann auch über das Internetportal des Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) 
heruntergeladen und ausgedruckt werden. 

Im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs ist der Vordruck in Papierform auszufüllen, zu 
unterzeichnen, einzuscannen, qualifiziert zu signieren und dann in das elektronische 
Gerichtspostfach des Bundessozialgerichts zu übermitteln. 

Wird Prozesskostenhilfe bereits für die Einlegung der Revision begehrt, so müssen der Antrag und 
die Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse nebst den Belegen innerhalb 
der Frist für die Einlegung der Revision beim Bundessozialgericht eingegangen sein. 

Ist dem Beteiligten Prozesskostenhilfe bewilligt worden und macht er von seinem Recht, einen 
Rechtsanwalt zu wählen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag der beizuordnende 
Rechtsanwalt vom Bundessozialgericht ausgewählt. 

C. Ergänzende Hinweise

Der Berufungs- oder Revisionsschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die 
übrigen Beteiligten beigefügt werden. Das Bundessozialgericht bittet darüber hinaus um zwei 
weitere Abschriften; dies gilt nicht im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs. 

gez. 

Richterin am Sozialgericht 

1 : 

Justizbeschäftigte als 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 




